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Die Abgeordneten zum Nationalrat Alev Korun, Freundinnen und Freunde haben unter der
Zahl 12287/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend ,Fake-Interviews

im Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl“ gerichtet.

Diese Anfrage beantworte ich nach den mir vorliegenden Informationen wie folgt:

Zu den Fragen 1, 2, 3 und 8:

Nach dem Erscheinen des angesprochenen Artikels in der Zeitung ,Osterreich“ am

2. Februar 2017 wurde am darauf folgenden Tag seitens der Dienstbehoérde des
Bundesamts fir Fremdenwesen und Asyl (BFA) im Hinblick auf eine rasche, Ilickenlose und
umfassende Aufklarung — sowohl zum Schutz der Antragsteller, als auch zum Schutz der
Bediensteten der Behdérde — das Bundesamt zur Korruptionspravention und
Korruptionsbekdmpfung (BAK) verstandigt.

Zum aktuellen Zeitpunkt steht bereits fest, dass es sich um kein systematisches Problem,
weder in der Regionaldirektion Oberdsterreich, noch im Bundesamt fiir Fremdenwesen und
Asyl insgesamt, handelt.

In der Dbetroffenen Regionaldirektion wurde unverzliglich — unbeschadet des
Wahrheitsgehaltes der Vorwurfe — ein MalRnhahmenbundel (Kontroll- und Qualitatsnetz) im

Bereich Einvernahme aufgesetzt.
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Zur Frage 4:
Es gab in der Vergangenheit keine Hinweise auf eine derartige Vorgehensweise.

Zu den Fragen 5 und 6:

Zunachst darf auf die derzeit laufenden Ermittlungen hingewiesen werden. Die Formulierung
der ,Missbrauchlichkeit® in gegenstandlicher parlamentarischer Anfrage stellt derzeit
jedenfalls eine unzuldssige Unterstellung dar und muss allgemein entschieden

zurtckgewiesen werden.

Das AVG normiert rechtliche Vorgaben bei der Erlassung von Bescheiden. Hierzu gibt es
keine konkrete Arbeitsanweisung.

Da die Verwendung von so genannten Textbausteinen bei juristischen Tatigkeiten durchaus
gebrauchlich und ublich ist, wird diese nicht generell im Vorhinein ausgeschlossen. Vielmehr
indiziert eine wiederkehrende Verwendung von Textfragmenten, dass jedem Antragsteller
die gleichen Fragen gestellt werden, um dadurch eine Gleichbehandlung gewahrleisten zu
kénnen.

Festzuhalten ist jedoch, dass hinsichtlich jeden Antrages auf internationalen Schutz ein
gesondertes Ermittlungsverfahren geflihrt und nach individueller Prifung der Fluchtgriinde
eine Entscheidung im Einzelfall getroffen wird.

Die Frage nach einer ehrenamtlichen Téatigkeit wird fur die Beurteilung zu Art 8 EMRK
herangezogen. Zur Vollstandigkeit wird darauf hingewiesen, dass die Antworten betreffend

Art 8 EMRK jedoch nicht zur Beurteilung der Erteilung eines allfalligen Asylstatus dienen.

Anders als im Zeitungsartikel berichtet, wurde auch die Frage nach einer politischen Tatigkeit
im Heimatstaat des Antragstellers gestellt und beantwortet.

Es ist darauf hinzuweisen, dass nach Abschluss der Einvernahme nicht nur am Ende des
Protokolls, sondern auch jede einzelne Seite der Niederschrift nach Ruckibersetzung vom
Antragsteller unterschrieben wurde. Somit wurden Vollstdndigkeit und Richtigkeit der

Niederschrift vom Antragsteller nachweislich bestatigt.

Zu den Fragen 7 und 12:

Es darf auf die derzeit laufenden Ermittlungen hingewiesen werden.

Zur Frage 9:
Uber die allféllige Einleitung disziplinarrechtlicher MaRnahmen wird nach Vorliegen des

Ergebnisses der strafrechtlichen Ermittlungen entschieden werden. Es darf auf die derzeit

laufenden Ermittlungen hingewiesen werden.
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Zur Frage 10:
Die Einvernahme erfolgte mit einem Dolmetscher, der regelmafRig in der betreffenden

Regionaldirektion herangezogen wird. Bis dato sind keine Beanstandungen bekannt.

Es darf erganzend darauf hingewiesen werden, dass auf Dolmetscher und Ubersetzer die
§§ 52 Abs. 2 bis 4 und 53 AVG anzuwenden sind. Da dem BFA keine Amtsdolmetscher zur
Verfugung stehen, sind nichtamtliche Dolmetscher heranzuziehen (§§ 39a Abs. 1 iVm
52 Abs. 2 AVG).

Zu den Fragen 11 und 13:

Bei den in der Zeitung angesprochenen Fallen fand eine RicklUbersetzung statt, nach

welcher die Protokolle auf jeder Seite von allen Beteiligten unterschrieben wurden.

Uber den Ablauf und die Vorgehensweise bei Einvernahmen bestehen allgemeine
Anweisungen, wonach der Fremde und der Dolmetscher nach der Rucklbersetzung der
Niederschrift durch den Dolmetscher mit ihrer Unterschrift zu bestatigen haben, dass der

Inhalt der Niederschrift und die Wiedergabe korrekt sind.

Wird die Unterfertigung der Niederschrift seitens des Fremden verweigert, ist dies auf der
Niederschrift zu vermerken und die Niederschrift lediglich vom Dolmetscher und
Verhandlungsleiter zu unterfertigen.

Wenn Inhalte der Niederschrift nach Meinung des Dolmetschers allerdings sachlich falsch
sind, ist es wichtig, den Leiter der Amtshandlung darauf aufmerksam zu machen.
Selbstverstandlich ist es in erster Linie Aufgabe des Fremden, auf inhaltliche Fehler
aufmerksam zu machen. Diese sind nicht direkt auszubessern, sondern ist die Korrektur als

solche in der Niederschrift zu vermerken.

Zu den Fragen 14 und 15:

Vom BFA wurden im Jahr 2015 insgesamt 12.951 (Afghanistan 2.089, Syrien 830, Irak 568,
Pakistan 1224 und Iran 234), im Jahr 2016 insgesamt 20.189 (Afghanistan 5.561,
Syrien 1.125, Irak 1.495, Pakistan 1.865 und Iran 656) und im Jahr 2017
(Stichtag Marz 2017) insgesamt 4.039 (Afghanistan 1.089, Syrien 113, Irak 357,
Pakistan 363 und Iran 109) negative Entscheidungen getroffen.

Vom Bundesamt wurden im Jahr 2015 insgesamt 16.117 (Afghanistan 2.177, Syrien 8.967,
Irak 940, Pakistan 37 und Iran 390), im Jahr 2016 insgesamt 27.779 (Afghanistan 3.366,
Syrien 17.430, Irak 2.318, Pakistan 34 und Iran 418) und im Jahr 2017
(Stichtag 1. Marz 2017) insgesamt 4.671 (Afghanistan 892, Syrien 2.563, Irak 422,
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Pakistan 4 und Iran 136) schutzgewahrende Entscheidungen (Asyl, Subsidiarer Schutz,

Aufenthaltstitel aus humanitaren Grinden) zuerkannt.

Betreffend sonstige Entscheidungen wurden vom Bundesamt im Jahr 2015 insgesamt 7.564
(Afghanistan 2.336, Syrien 1.249, Irak 1.394, Pakistan 576 und Iran 171), im Jahr 2016
insgesamt 9.531 (Afghanistan 2.344, Syrien 1.037, Irak 2.040, Pakistan 858 und Iran 696)
und im Jahr 2017 (Stichtag 1. Marz 2017) insgesamt 1.783 (Afghanistan 498, Syrien 178,
Irak 215, Pakistan 303 und Iran 95) erlassen.

Da das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl eine monokratische Behorde ist, liegen

keine Zahlen zu Entscheidungen aufgeschlisselt nach Bundeslandern auf.

Mag. Wolfgang Sobotka

www.parlament.gv.at



Datum/Zeit 2017-05-08T08:53:32+02:00

CN=a-sign-corporate-1light-02,0U=a-sign-corporate-light-02,0=A-Trust

Aussteller-Zertifikat Ges. f. Sicherheitssysteme im elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT

Serien-Nr. 1710479

Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter:

von 5

Prafinformation https://www.signaturpruefung.gv.at. Eine Verifizierung des Ausdruckes kann bei der
ausstellenden Behdrde/Dienststelle erfolgen.
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.

www.parlament.gv.at



Unterzeichner Par | arent sdi rekti on

ﬁ;&'&ﬁ;\&
/& @ o Datum/Zeit-UTC | 2017- 05- 08T08: 56: 43+02: 00

/
| Parlamentsdirektion
{ SIEGEL

i/

Prufinformation I nformationen zur Prufung des el ektroni schen Siegels und des
/ Ausdrucks finden Sie unter: https://ww. parlanent. gv. at/si egel

Hinweis Di eses Dokunment wurde el ektronisch besiegelt.




		2017-05-08T08:53:32+0200
	BMI-TRUSTCENTER
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2017-05-08T08:56:43+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




